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Warum nur, haben wir uns gefragt, ha-
ben die Finanzkrise von 2008 und die 
aus ihr resultierenden Krisen der Wohl-
fahrtsstaaten, zusammen mit wachsen-
der Ungleichheit und der Konzentration 
extrem großer Vermögen in den Händen 
einer globalen Elite, nicht zu einem poli-
tischen Angriff auf die Vorherrschaft des 
Neoliberalismus geführt? Die Antwort 
zeichnet sich allmählich ab. Es gibt die-
sen Angriff, doch zeigt er sich dies- und 
jenseits des Atlantiks als fremdenfeindli-
cher Populismus.

Aus der soziologischen Perspektive kön-
nen wir nun rückblickend herausarbei-
ten, was geschehen ist. Dazu müssen wir 
als Erstes verstehen, dass es der großen 
Mehrheit der einfachen, politisch wenig 
interessierten Menschen schwerfällt, zu 
den bedeutenden Ereignissen des Wirt-
schafts- und Weltgeschehens eine eigene 
Position zu beziehen. Insbesondere 
dann, wenn Kritik an den mächtigen 
herrschenden Eliten auf der Tagesord-
nung steht – das erfordert durchaus Mut. 
Zweitens müssen wir bedenken, weshalb 
Menschen diese Hemmnisse überwan-
den und wie und warum Bürger sich vie-
lerorts im Laufe des 20. Jahrhunderts po-
litisch emanzipierten, wählen gingen 
und eigene Ansichten vertraten. Sie taten 
dies vor allem, weil die sozialen Grup-
pen, denen sie sich zugehörig fühlten, im 
Streit um Bürgerrechte politische Bedeu-
tung erlangten. So legte sich etwa das 
grundbesitzende, die vorherrschende 
Religion praktizierende Großbürgertum 
eines Landes eine politische Identität zu, 

indem es jene, denen diese Merkmale 
fehlten, von den Bürgerrechten auszu-
schließen versuchte. Durch ihren Unmut 
über den Ausschluss fanden die hiervon 
Betroffenen wiederum einen Bezug zur 
Politik. In aller Regel verlief dieser Pro-
zess komplizierter als in diesem Beispiel, 
und viele gesellschaftliche Gruppen sa-
hen sich Druck aus unterschiedlichen 
Richtungen ausgesetzt. Doch entstand 
aus all der Komplexität heraus das, was 
wir in der zweiten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts nach und nach als selbstver-
ständlich erachtet haben: dass die große 
Mehrheit der Bürger ein politisches 
Selbstverständnis und einen politischen 
Standpunkt hat.

Nachdem sich das Konzept der Staats-
bürgerschaft allgemein durchgesetzt hat-
te und hierdurch die Konflikte um Zuge-
hörigkeit beigelegt worden waren, verlo-
ren diese sozialen Identitäten allmählich 
ihre Daseinsberechtigung. Jedoch waren 
sie inzwischen so tief verwurzelt, dass sie 
weiterhin das Wahlverhalten struktu-
rierten. Paradoxerweise hing daher der 
Fortbestand der Demokratie von Kräften 
ab, die durch deren Erreichen ge-
schwächt wurden. Die unvermeidlich 
schwindende Energie der sozialen Iden-
titäten ließ durch zwei bedeutende Ent-
wicklungen sogar noch stärker nach. Zu-
nächst wurden durch die Entfaltung der 
postindustriellen Wirtschaft viele neue 
Berufe geschaffen, die keinen Bezug zu 
den früheren Auseinandersetzungen ha-
ben und die von Menschen ausgeübt 
werden, denen es schwerfällt, ihre sozia-

len Identitäten überhaupt mit Politik zu 
verknüpfen. Hinzu kamen der Bedeu-
tungsverlust der Religion (in Europa, je-
doch nicht in den USA) und die damit 
einhergehende Abnahme religiöser Iden-
titätskonflikte.
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Jedoch bleibt eine soziale Identität mit 
politischen Implikationen von all diesen 
Änderungen unberührt wie vulkani-
sches Gestein, das nach der Erosion wei-
cherer Sedimente als Bergspitze ver-
bleibt: die Nation, möglicherweise in ei-
nem erweiterten Bedeutungszusammen-
hang zu verstehen als Ethnie. Doch 
damit nicht genug – vielmehr scheint die 
Verteidigung von Nation und Ethnie ei-
ne rationale Antwort auf die wesentli-
chen Bedrohungen zu sein, denen sich 
die Menschen ausgesetzt sehen: eine 
globale Wirtschaft – gesteuert durch eine 

kosmopolitische Elite, Migrationsströ-
me, Flüchtlingswellen, islamistischer 
Terror. Diese Antwort ist allerdings nicht 
vollends rational, denn solange ein Land 
nicht zu einem zweiten Nordkorea wird, 
bleibt der Traum, sich gegen globale Ein-
flüsse abschotten zu können, unerfüllbar. 

Auch gibt es keinen Zusammenhang 
zwischen den verschiedenen Ursachen 
der Besorgnis: Flüchtlinge tragen keine 
Schuld an der Finanzkrise. Dies zu erör-
tern ist hier jedoch nicht die Aufgabe; sie 
besteht vielmehr darin, zu verstehen, wie 
bestimmte Politiker das Konzept der na-
tionalen Identität nutzen, um solche Zu-
sammenhänge herzustellen.

Alle fremdenfeindlichen Bewegungen, 
von Donald Trump in den USA bis hin 
zu Geert Wilders in den Niederlanden 
und Norbert Hofer in Österreich, ver-

binden ihre Angriffe auf Immigranten 
mit denen auf die nationalen Eliten. So-
dann spüren die Bewegungen, die als 
nicht fremdenfeindliche Kritik an Eliten 
begannen, wie etwa Il Movimento Cinque 
Stelle aus Italien, dass sie mehr Zugkraft 
entwickeln können, wenn sie ihre Angrif-

fe auf Immigranten und Flüchtlinge aus-
dehnen. Gruppierungen wie die UKIP 
im Vereinigten Königreich oder die Al-
ternative für Deutschland, die sich zu-
nächst als Kritiker der Europäischen 
Union positionierten, haben mit einer 
Refokussierung ihrer Angriffe auf Immi-
granten und Muslime Erfolg gehabt.

Wie es scheint, hat nur die nationale 
Identität vielen Bürgern den Mut gegeben, 
ihre jeweiligen Eliten zu kritisieren. Da-
bei agieren sie aus einer gesicherten Posi-
tion heraus, denn die Rhetorik der Aus-
einandersetzung dreht sich erneut um 
Zugehörigkeit, und ihre Zugehörigkeit  
zu jenen Gesellschaften, von denen sie 
unter schiedliche Zuwanderungsgruppen 
ausgeschlossen sehen wollen, steht außer 
Frage. Eine solche Dynamik konnte auch 
Adolf Hitler in den 1930er-Jahren bewir-
ken, als die Kritik an den Eliten zuneh-
mend mit dem Thema Fremdenfeindlich-
keit verwoben und davon schließlich so 
stark überlagert wurde, dass der Frem-
denhass alles dominierte.

Pegida-Großkundgebung in Dresden anlässlich der europaweiten Pegida-Demonstrationen im Februar 
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Mut gegeben, ihre jeweiligen Eliten zu kritisieren.


